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Familien gehören zusammen! Schleswig-Holstein muss sich für den 
Schutz des Familienlebens einsetzen.  

 
Nicht immer können Familien gemeinsam fliehen. Andere werden auf der Flucht getrennt. 

Daher leben Familienmitglieder oft in großer Sorge umeinander. Zukunftsperspektiven für 

diese Familien sind notwendig, da gegenseitiger Halt und Unterstützung in einem zunächst 

fremden Umfeld für die Betroffenen existenziell sind. Die familiäre Unterstützung ist eine 

wichtige Ressource auch für Integrationsprozesse.  

Der Familiennachzug ist ein sicherer Zugangsweg, der Gefahren der Fluchtwege verringern 

kann. Legale Wege der Familienzusammenführung können verhindern, dass Menschen risi-

koreiche Wege zu ihren Familienangehörigen suchen. 

Die Familie ist der Kern aller Gesellschaften, sie wird vom Grundgesetz als ein existenzieller 

Teil menschlichen Zusammenlebens geschützt. Auch im internationalen und europäischen 

Recht ist das Menschenrecht auf Familienleben verankert. Mindestens wenn im Herkunfts- 

oder in einem Drittland die Familieneinheit der Kernfamilie nicht hergestellt werden kann, be-

steht ein Grund- und Menschenrecht auf Nachzug der Angehörigen.  

Wir rufen den Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein Daniel Günther 

dazu auf, seine Bundesratspräsidentschaft zu nutzen, um darauf hinzuwirken, dass 

der verfassungs-, europa- und völkerrechtlich garantierte Schutz der Familie für 

Flüchtlingsfamilien in Deutschland Realität wird. 

Der Rechtsanspruch auf Familiennachzug für subsidiär Geschützte muss wiederher-

gestellt werden. 

Mit dem „Familiennachzugsneuregelungsgesetz“ vom 1.8.2018 wurde ein Anspruch auf Fa-

miliennachzug für subsidiär geschützte Personen in Deutschland endgültig abgeschafft. 

Diese Diskriminierung gegenüber Flüchtlingen mit Anerkennung gemäß der Genfer Flücht-

lingskonvention wiederspricht EU-Recht. Die Schlechterstellung ist nicht gerechtfertigt, da 

die befürchtete Überforderung der Aufnahmesysteme auf vollkommen überzogenen Zahlen 

beruht. Das mögliche monatliche Kontingent für den Familiennachzug subsidiär Geschützter 

(1.000 Visa im Monat), welches bis jetzt zu lediglich 0,92 % erreicht wurde, schafft ein will-

kürliches Gnadenrecht. 

B
ild

: Tim
 Eckh

o
rst. 



Entgegen geltender EU-Rechtsprechung werden in Deutschland auch subsidiär geschützte 

Minderjährige, die während des Asylverfahrens volljährig werden, vom Recht auf Familien-

nachzug ausgeschlossen. Offenbar versuchen Behörden durch erheblich entschleunigtes 

Verwaltungshandeln den Nachzug der Eltern und Geschwister auszusitzen. 

Der Geschwisternachzug zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen muss erleich-

tert werden. 

Kinder und Jugendliche leiden besonders unter der Trennung von ihrer Familie – speziell, 

wenn sie in ständiger Sorge um diese leben und lernen müssen. Familien, die zu ihren min-

derjährigen Kindern nachziehen, müssen sich regelmäßig aufteilen. Für einen Nachzug der 

Familie inklusive Geschwistern müsste das in Deutschland lebende Kind nachweislich den 

Lebensunterhalt der gesamten Familie sichern können.  

Oft bleibt deshalb ein Elternteil zunächst im Herkunftsland bei den Geschwistern – die Fami-

lie bleibt damit weiter getrennt.  

Die Anforderungen für den Geschwisternachzug müssen gesenkt und ein gemeinsamer 

Nachzug von Eltern und Geschwistern ermöglicht werden. Momentan können Geschwister 

nur dann gemeinsam mit den Eltern nachziehen, wenn die Behörden eine außergewöhnliche 

Härte erkennen. Es ist aber in jedem Fall unmenschlich, Eltern zu zwingen, sich für die Fami-

lieneinheit mit einem Teil ihrer minderjährigen Kinder zu entscheiden!   

Familiennachzug muss auch außerhalb der Kernfamilie effektiv möglich sein. 

Familienangehörige, die nicht Ehepartner oder deren minderjährige Kinder sind, können nur 

nach Ermessen der Ausländerbehörden und unter Voraussetzung besonderer Härte zusam-

mengeführt werden. Auch Omas, Opas, Onkel, Tanten, ältere Kinder oder Geschwister sind 

Familie. Familienangehörige, zwischen denen enge soziale Bindungen oder Abhängigkeiten 

bestehen, müssen zusammenleben können. Insbesondere müssen fürsorge- und pflegebe-

dürftige Familienmitglieder mit nachziehen können. 

Bürokratische Hürden müssen abgebaut und Wartezeiten verringert werden. 

Visaanträge der Familienmitglieder können bei den deutschen Botschaften oft nur nach mo-

natelanger Wartezeit gestellt werden. Um ihre Identität und Familienbeziehungen nachzuwei-

sen, werden grundsätzlich gültige Reisepässe, Heirats- und Geburtsurkunden gefordert. De-

ren (Neu-)Beschaffung bei den Behörden des Verfolgerstaats ist nicht nur teuer und zeitauf-

wändig, sondern in manchen Fällen gefährlich oder schlicht unmöglich. Die deutschen Stan-

dards zur Identitätsklärung sollten an den europäischen Rahmen und die Lebensrealität von 

mehrfachvertriebenen Familien angepasst werden. Alternative Wege zur glaubhaften Beur-

teilung der Familienbeziehungen und Identitätsklärung müssen eröffnet werden, nötigenfalls 

muss auch ein DNA-Gutachten genügen können. 

Finanzielle Unterstützung der Familienzusammenführung. 

Zur Verwirklichung ihres Rechts auf Familienleben müssen sich Flüchtlinge oftmals hoch ver-

schulden. Die finanzielle Entlastung bei Pass-, Visa-, Reise-, Ausreisekosten und DNA-Tests 

muss geregelt werden. Auch der Verzicht auf nicht unbedingt notwendige Dokumente kann 

eine finanzielle Entlastung sein. 

Zügige Familienzusammenführung im Dublin-Verfahren. 

Tausende Flüchtlinge mit Angehörigen in Deutschland warten in EU-Mitgliedsstaaten, insbe-

sondere in Griechenland, auf eine Überstellung nach Deutschland. Die derzeitigen Verzöge-

rungen bei der Überstellung von Ehepartnern, Eltern und Kindern im Dublin-System ist eine 

unnötige Verlängerung menschlichen Leids. Innerhalb der EU muss Deutschland an zügigen 

und unbürokratischen Überstellungen mitwirken. 



Familienzusammenführung innerhalb Deutschlands. 

Deutschland braucht verbindliche Regeln, die das Zusammenleben von Familien ermögli-

chen. Zuweisungsentscheidungen durch das EASY-System müssen die Einheit der Familie – 

auch jenseits der Kernfamilie – berücksichtigen. Das gilt besonders, wenn die Familienange-

hörigen aufeinander angewiesen sind. Eine Unterbringung bei Angehörigen statt in staatli-

chen Aufnahmeeinrichtungen muss unkompliziert möglich sein.  

Kiel, 21.01.2019 
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Kontakt und Informationen:  
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. unter public@frsh.de oder 0431 55685360. 
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